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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

§ 6 Absatz 5 Satz 1 und 2 EStG Ü     
B
E
R
F
Ü
H
R
U
N
G    

Abgebendes Vermögen

Betriebsvermögen (BV) eines 

Steuerpflichtigen

Sonder-BV eines Stpfl.

Sonder-BV eines Stpfl.

Kein Rechtsträgerwechsel

Übernehmendes Vermögen

anderes BV desselben
Steuerpflichtigen

BV desselben Steuerpflichtigen
(oder umgekehrt)

anderes Sonder-BV desselben
Stpfl.

• Keine Rechtsgeschäfte möglich; Verbindlichkeiten/Rückstellungen folgen dem Wirtschaftsgut
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

Ü     
B
E
R
T
R
A
G
U
N
G    

Abgebendes Vermögen

Betriebsvermögen eines 
Mitunternehmers (MU)

Sonder-BV eines MU

Sonder-BV eines MU

Gesamthandsvermögen 
einer Mitunternehmerschaft

Übernehmendes Vermögen

Gesamthandsvermögen einer 
Mitunternehmerschaft (und umgekehrt)

Gesamthandsvermögen dieser oder einer 
anderen Mitunternehmerschaft (und umgekehrt)

Sonder-BV eines anderen MU derselben 
Mitunternehmerschaft

Gesamthandsvermögen einer anderen
Mitunternehmerschaft; dieselben identisch 
beteiligten Mitunternehmer

Rechtsträgerwechsel

§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 bis 4 EStG
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

Ü 
B
E
R
T
R
A
G
U
N
G 

§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 bis 4 EStG

• Übertragungsvorgänge setzen voraus, dass diese …

• … gegen Gewährung / Minderung von

Gesellschaftsrechten (Nummern 1 und 2)…

• … oder unentgeltlich (Nummern 1 bis 4)…

… erfolgen.

Vermeidung Realisierung 

schenkungssteuerlicher Sachverhalte;

Gestaltungsmöglichkeit „Errichtung 

PersG“ außerhalb von § 24 UmwStG
unentgeltlich
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

Ü     
B
E
R
T
R
A
G
U
N
G    

unentgeltlich

KG I KG II

2/3 1/2 1/21/3

Vermietung an KG I; 

Vorlage SBV

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

Grund & Boden und Gebäude werden zum Buchwert (500 T€)

an die KG II verkauft (Verkehrswert 2.500 T€)
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

unentgeltlichBFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

Ab dem ersten            Splittung in einen…

… entgeltlichen Teil:
• Entgeltlichkeitsquote

(Relation Entgelt zu Verkehrswert)
• anteilige Berücksichtigung des Buchwerts
• Veräußerungspreis 500 T€ abzgl. 

anteiligem Buchwert (20% von 500 T€) =
400 Gewinn 

… unentgeltlichen Teil:
• Anwendung § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG
• Buchwertfortführung für 400 T€

Strenge 

Trennungstheorie

Entgelthöhe und Buchwert WG bestimmen Folgen…

BW Entgelt
Entgelt bis zum Buchwert:
vollumfänglich § 6 Absatz 5 
Satz 3 EStG

Sobald Entgelt > Buchwert 
Aufteilung in entgeltlichen 
und unentgeltlichen Vorgang 
(Zuordnung Buchwert voll 
zum entgeltlichen Vorgang) 

Entgelt = Verkehrswert > Buchwert; 
voll entgeltliches Geschäft

Modifizierte 

Trennungstheorie
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23 Strenge 

Trennungstheorie

Modifizierte 

Trennungstheorie

BFH
• der modifizierten Trennungstheorie ist der Vorzug zu geben. Dieses…

• … ergibt sich zwar nicht aus dem Wortlaut…

• … und auch nicht aus den rechtssystematischen Überlegungen…, 

• … aber aus dem Sinn und Zweck der Vorschrift (teleologische Reduktion)

• Analogie zu § 6 Absatz 3 EStG und § 16 Absatz 1 EStG herstellen

• Erleichterungen für Umstrukturierung bei Mitunternehmerschaften

• Durchbrechung des Subjektsteuerprinzips in Kauf zu nehmen

• „Steuervereinfachung“; bei strenger Trennungstheorie aufwendige und                        

streitanfällige Wertermittlung notwendig
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• BFH-Urteil (bislang) nicht im BStBl. II veröffentlicht

• Gesetzgeber sieht einen grundliegenden Unterschied bei der Frage der Begünstigung des Transfers von 

„ertragsteuerlichen Sachgesamtheiten“ und „Einzelwirtschaftsgütern“

• Teleologische Reduktion bei § 6 Absatz 5 EStG…

• … da war doch was: Körperschaftsklauseln § 6 Absatz 5 Satz 5 + 6 EStG

• Reaktion der Verwaltung: Anpassung des Gesetzes auf vorherige verwaltungsseitige Auffassung
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• Grundstück aus dem SBV der Mitunternehmerin         wird an die 

Mitunternehmerschaft unterjährig veräußert

• Buchwert 500

• Verkehrswert 420

• nach BFH-Ansicht: da Veräußerungspreis unterhalb des Buchwerts 

liegt, ist von einem Fall des § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 EStG 

auszugehen; zwingend Buchwertfortführung

• Keine Verlustrealisation bei der Mitunternehmerin

• Übergang stille Lasten auf Mitunternehmerschaft

Was wären denn die Folgen bei „Übernahme des Urteils“?

KG I

Je 50%
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• Vorjahre (2022): Anteil an KapG aus dem SBV der Mitunternehmerin         

wurde an die Mitunternehmerschaft unterjährig veräußert

• Buchwert 500 T€

• Verkehrswert 2.500 T€

• Entgelt 500 T€

• eine Aufteilung in einen entgeltlichen und unentgeltlichen Teil wurde 

nicht vorgenommen; keine Bildung von Ergänzungsbilanzen                           

(§ 6 Absatz 5 Satz 4 EStG)

• 2025: Formwechsel der Mitunternehmerschaft in eine 

Kapitalgesellschaft (Umwandlung zum Buchwert)

KG I

Je 50%

GmbH

Anteil 
KapG

Was wären denn die Folgen bei „Übernahme des Urteils“?
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• Lösung „Auffassung Finanzverwaltung“

• Umwandlung innerhalb Sperrfrist führt zum rückwirkenden 

Teilwertansatz für Transfer Anteil KapG aus dem SBV ins GHV

• Änderung aber nur soweit damals eine unentgeltliche Übertragung 

vorlag (80%); damalig „vergessener“ entgeltlicher Teil nicht mehr 

änderbar (§ 175 Abs. 1 Nr. 2 AO)Je 50%

GmbH

• Lösung „BFH“

• Umwandlung innerhalb Sperrfrist führt zum rückwirkenden 

Teilwertansatz für Transfer Anteil KapG aus dem SBV ins GHV

• da damaliger Transfer vollständig unentgeltlich erfolgt ist, können 

nunmehr sämtliche stille Reserven im KapG-Anteil aufgedeckt werden

Anteil 
KapG

Was wären denn die Folgen bei „Übernahme des Urteils“?



02 – Vergünstigungen des § 16 Absatz 4 EStG und des                              
§ 34 EStG bei Sperrfristverstoß im ersten Jahr
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

KapG PersG

Einbringende

Übern. 

KapG

• Einbringung ertragsteuerliche Sachgesamtheit in KapG gegen 

Gewährung neuer Anteile (§ 20 Absatz 1 UmwStG)

• grundsätzlich gemeiner Wert

• bei Erfüllung entsprechender Voraussetzungen (kein negatives 

Vermögen; Sicherstellung der Besteuerung mit KSt; kein Verlust / 

Einschränkung deutscher Besteuerungsrechte; sonstige 

Gegenleistungen bleiben „im Rahmen“) Buchwert oder 

Zwischenwert möglich

• § 20 Absatz 3 UmwStG: Ansatz bei übernehmender KapG 

entspricht Veräußerungspreis beim Einbringenden
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

KapG PersG

Einbringende

Übern. 

KapG

Konsequenz bei Buchwert- oder Zwischenwertansatz:

• Entstehen sperrfristbehafteter Anteile aufgrund eintretender

Statusverbesserung

• Dauer Sperrfrist: 7 Jahre ab steuerlichem Übertragungsstichtag

• bei Verstoß gegen Sperrfrist (Veräußerung sperrfristbehafteter

Anteile) rückwirkende Ermittlung Einbringungsgewinn I

• je vollständig abgelaufenes Zeit-Jahr Minderung

Einbringungsgewinn I um jeweils ein Siebtel

§ 22 Absatz 1 UmwStG
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

Sperrfristverstoß im ersten Zeit-Jahr (anhängiges BFH-Verfahren, Az. X R 14/25)

• Auffassung Finanzverwaltung

• § 22 Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz: § 16 Absatz 4 und § 34 des EStG sind nicht anzuwenden.

• Rn. 22.07 UmwStE 02.01.2025: § 16 Absatz 4 und 34 EStG sind auch dann nicht anzuwenden, 

wenn der Sperrfristverstoß innerhalb des ersten Zeit-Jahres nach dem steuerlichen 

Übertragungsstichtag erfolgt

28.08.2019: rückwirkender Formwechsel 

Partnerschaftsgesellschaft in GmbH
01.01.2019: steuerlicher 

Übertragungsstichtag

01.01.2020: Verkauf 

sämtlicher GmbH-Anteile
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

Sperrfristverstoß im ersten Zeit-Jahr (anhängiges BFH-Verfahren, Az. X R 14/25)

• Strittige Punkte

• „Fristenberechnung“ § 22 Absatz 1 Satz 3 UmwStG

• Beginn der Frist: steuerlicher Übertragungsstichtag (01.01.2019: Einbringungszeitpunkt gemäß     

§ 20 Absatz 5 und 6 UmwStG) oder dem steuerlichen Übertragungsstichtag nachfolgender Tag 

(02.01.2019; Auffassung Finanzgericht (FG) Niedersachsen)

• Anwendung § 16 Absatz 4 EStG und § 34 EStG

• FG Niedersachsen: teleologische Reduktion § 22 Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz UmwStG

• bei „voller“ Einbringungsgewinn I – Besteuerung keine Statusverbesserung, keine

Verschiebung stiller Reserven vom ESt- in das KSt-Regime

• Ungleichbehandlung § 20 Absatz 4 UmwStG – Sachverhalte und § 22 Absatz 1 Satz 1, 2. 

Halbsatz UmwStG – Sachverhalte, bei Veräußerung im ersten Zeit-Jahr 
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

„Hoffnung“ und weitere Aspekte

• Frage der teleologischen Reduktion wird durch BFH aufgrund „Fristenberechnung § 22 Absatz 1 Satz 3

UmwStG“ nicht offen belassen

• Schädliche Veräußerung nach Ablauf des ersten Zeit – Jahres: mangels Besteuerung sämtlicher stiller

Reserven im Einbringungsgewinn keine teleologische Reduktion denkbar

• Nicht vollständige Veräußerung sämtlicher sperrfristbehafteter Anteile: anteilige Veräußerung

sperrfristbehafteter Anteile führt auch „nur“ zur anteiligen Besteuerung eines Einbringungsgewinns I

• Vorsicht: Mitverstrickung von Anteilen nach § 22 Absatz 7 UmwStG



03 – Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
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• Regierungsentwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes und zur

Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (9. StBerGÄndG) wurde am 14. Januar 2026 vom

Kabinett verabschiedet.

• Der RegE sieht diverse grunderwerbsteuerliche Änderungen vor

• 06. März 2026: Stellungnahme Bundesrat zum Regierungsentwurf

• 19. März 2026: erste Beratung im Bundestag

• 24. März 2026: Zustimmung durch den Bundestag

• 08. Mai 2026: Ablehnung durch den Bundesrat

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer

Vermittlungsausschuss ?
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§ 19 GrEStG§ 18 GrEStG

SteuerschuldnerNotare, Gerichte, BehördenAnzeigende

Innerhalb von 14 Tagen* / 
Monat nach 

Kenntniserlangung

Innerhalb von 14 Tage nach 
Beurkundung

Anzeigefrist

Steuererklärung 
(§ 19 Abs. 5 GrEStG)

Mitteilung
(§ 18 Abs. 1 S. 1 GrEStG)

Rechtliche 
Einordnung

4 Jahre4 JahreFestsetzungsfrist

Ja 
(§ 170 Abs. 2 Nr. 1 AO)

neinAnlaufhemmung

Sind mehrere Beteiligte anzeigepflichtig, befreit die „ordnungsgemäße“ 
Anzeige eines Beteiligten alle anderen Beteiligten von der Anzeigepflicht.

* § 19 Abs. 3 GrEStG-E 
Einheitliche Frist von               
einem Monat1

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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§ 20 Abs. 1 GrEStG

• Name oder Wirtschafts-ID von Veräußerer und 

Erwerber

• Bezeichnung Grundstück (Grundbuch, 

Kataster, Straße, Hausnummer)

• Größe des Grundstücks und Art der Bebauung 

• Bezeichnung des Vorgangs, Tag der 

Beurkundung, Genehmigung

• Kaufpreis oder sonstige Gegenleistung 

• Namen und Anschrift der Urkundsperson

§ 20 Abs. 2 GrEStG – zusätzlich bei Anzeigen, 

die sich auf Shares beziehen

• Firma, 

• Ort der Geschäftsführung, 

• Wirtschafts-ID der grundbesitzenden    

Gesellschaft

• Steuernummer 

• Bezeichnung der Anteile 

• bei mehreren beteiligten Rechtsträger eine 

Beteiligungsübersicht

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten §§ 18 - 20 GrEStG – BFH-Urteile (1) -

BFH vom 22.10.2025 – II R 24/22

• Notar übersendet eine beglaubigte und eine einfache Ablichtung einer Vertragsurkunde (Anteilskaufvertrag) an

das Finanzamt (Körperschaftsteuer-Veranlagungsstelle)

• Notar bittet um Weiterleitung der einfachen Ablichtung an die Grunderwerbsteuer

(Hinweis: erfolgte jedoch nicht)

• Grundbesitz (mehrere Grundstücke) war hinsichtlich Kataster, Straße und Größe nicht bezeichnet

• Unabhängig von Grundstücks- oder Anteilskaufverträgen sind die Angaben nach § 20 GrEStG notwendig

• Die Nichtangabe des Grundstücks nach Grundbuch, Kataster, Straße und Hausnummer sowie Größe

des Grundstücks, Art der Bebauung führt zu keiner die Anlaufhemmung beendende Wirkung für die

Festsetzungsfrist

• offen gelassen: Ist die „Bitte“ der Weiterleitung der Anzeige an die GrESt-Stelle ausreichend
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BFH vom 8.10.2025 – II R 22/33

• Hat der Notar die Anzeige eines grunderwerbsteuerpflichtigen Rechtsvorgangs nach § 18 Abs. 3 Satz 1 

GrEStG nicht fristgemäß erstattet, ist ihm keine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand nach § 110 AO in 

die versäumte Frist zu gewähren.

• Nach Ablauf der Anzeigefrist kommt eine rückwirkende Fristverlängerung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 AO 

(analog) zur erstmaligen Erstattung einer Anzeige nicht in Betracht. 

BFH vom 8.10.2025 – II R 20/33

• Hat ein Steuerschuldner einen der Grunderwerbsteuer unterliegenden Rechtsvorgang mangels Wissens um 

die Steuerpflicht nicht nach § 19 Abs. 3 GrEStG rechtzeitig angezeigt, ist ihm keine Wiedereinsetzung in den 

vorherigen Stand nach § 110 AO wegen der versäumten Frist zu gewähren.

• Nach Ablauf der Anzeigefrist kommt eine rückwirkende Fristverlängerung nach § 109 Abs. 1 AO (analog) zur 

erstmaligen Erstattung der Anzeige weder für den Steuerschuldner noch für den Notar in Betracht. 

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten §§ 18 - 20 GrEStG – BFH-Urteile (2) -
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Mögliche Konsequenzen der Nichtanzeige

• leichtfertige Steuerverkürzung nach § 378 AO (BFH vom 16.05.2023 – II R 35/20 = Leichtfertige 

Steuerverkürzung durch unterlassene Anzeige bei der Grunderwerbsteuer)

• der Stpfl. hat durch die Nichtabgabe der Steuererklärung und Versäumung der Abgabefrist selbst 

verursacht, dass die Steuer nicht rechtzeitig festgesetzt werden konnte (vgl. AO-Kommentar 

Tipke/Kruse zu § 169 AO)

• Täter einer leichtfertigen Steuerverkürzung kann der Schuldner der Grunderwerbsteuer sein, nicht

aber der Notar, der eine Anzeigepflicht nach § 18 GrEStG verletzt. Der Notar ist weder Stpfl. noch 

nimmt er im Hinblick auf die Anzeigepflicht Angelegenheiten des Stpfl. wahr.

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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• Nach § 152 AO ist für jede StErkl. die verspätet eingereicht wird, automatisch ein Verspätungszuschlag in

Höhe von 0,25 % (§ 152 Abs. 5 AO) der Steuerschuld pro angefangenen verspäteten Monat erhoben.

• Nach § 152 Abs. 10 AO darf der Verspätungszuschlag pro StErkl. den Betrag von 25.000 Euro nicht

überschreiten.

Eckdaten

Beispiel

Am 2.10.2017 kauft A die S-GmbH in Berlin. Grundbesitzwerte: 5 Mio. Euro. Der Kauf wurde nicht dem 

zuständigen FA angezeigt und am 3.9.2020 „entdeckt“. Grunderwerbsteuer 6% = 300.000 Euro

Ab dem 16.10.2017 ist ein Verspätungszuschlag zu berechnen. Zeitraum: 16.10.2017 bis 3.9.2020

Berechnung: 300.000 * 0,25 % * 36 Monate 

Verspätungszuschlag: 27.000 Euro (Begrenzung § 152 Abs. 10 AO auf 25.000 Euro)

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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• Nach § 152 Abs. 6 AO beträgt der Verspätungszuschlag für verspätet eingereichte 

Feststellungserklärungen für jeden angefangenen Verzugsmonat 25 Euro.

Eckdaten

Beispiel

Am 2.10.2017 kauft A die S-GmbH in Berlin. Grundbesitzwerte: 5 Mio. Euro. Der Kauf wurde nicht dem 

zuständigen FA angezeigt und am 3.9.2020 „entdeckt“. Da mehrere Grundstücke betroffen sind, erfolgt eine 

gesonderte Feststellung für alle betroffenen Grundstücke. Grunderwerbsteuer 6 % = 300.000 Euro

Ab dem 16.10.2017 ist ein Verspätungszuschlag zu berechnen:

Zeitraum: 16.10.2017 bis 3.9.2020

Berechnung: 36 Monate * 25 Euro

Verspätungszuschlag:     900 Euro

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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• Einführung eines § 19 Abs. 6 GrEStG

• Nichtanwendung des § 152 Abs. 6 AO für

Feststellungsfälle

• Nichtanwendung des § 152 Abs. 10 AO

(Aufhebung der Begrenzung der Höhe)

• Erstmalige Anwendung auf Erwerbsvorgänge,

die nach dem 28.12.2020 verwirklicht werden

(§ 23 Abs. 17 GrEStG)

Art. 32 JStG 2020 (BGBl 2020, 3096) 

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -

Eine Bp stellt einen steuerbaren Vorgang am 30.06.2029 

fest. Die GrESt beläuft sich auf 500.000 Euro. Der 

Vorgang hätte bis spätestens 1.3.2024 angezeigt werden 

müssen. 

• Ab dem 1.3.2024 ist ein Verspätungszuschlag zu

berechnen:

• Zeitraum: 1.3.2024 bis 30.06.2029

• Berechnung: 63 Monate * 0,25 % * 500.000 Euro

• Verspätungszuschlag:  78.750 Euro

Beispiel
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Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -

Vorgeschlagene ÄnderungThemaVorschrift

Aufgabe der Subsidiarität des § 1 Absatz 2a und    

§ 1 Absatz 2b GrEStG

(wirtschaftliche) Anteilsvereinigung 

und Übertragung vereinigter Anteile

§ 1 Absatz 3 

und 3a GrEStG

Ausschluss der Anwendung von § 1 Absatz 2a und 

§ 1 Absatz 2b GrEStG bei vorheriger 

Anteilsvereinigung / Übertragung vereinigter Anteile

„Anwendungsreihenfolge“ Share-

Deal- Tatbestände

§ 1 Absatz 3b 

GrEStG

Streichung der Vorschrift (Konsequenz aus 

Anpassung § 1 Absatz 3 – 3b GrEStG)

„Verfahrensvorschrift“ Signing & 

Closing – Thematik

§ 16 Absatz 4a 

und Absatz 5 

Satz 2 GrEStG

Erweiterung des Kreises der Steuerschuldnerschaft 

um die grundbesitzende Gesellschaft, die damit 

auch zur Anzeige verpflichtet ist

Steuerschuldnerschaft bei 

(wirtschaftlicher) Anteilsvereinigung 

und Übertragung vereinigter Anteile

§ 13 Nummer 5 

und Nummer 8 

GrEStG
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• Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden 

Kapitalgesellschaft auf einen Erwerber

• Signing: 2.10.2023 (Verpflichtungsgeschäft)

• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing

• Closing: 1.02.2024 (Erfüllungsgeschäft)

• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des 

Closings

Lösung – § 16 Abs. 4a GrEStG 

• Auf Antrag Aufhebung der Festsetzung zum Zeitpunkt des Signing, 

wenn beide Vorgänge ordnungsgemäß angezeigt wurden -

§ 16 Abs. 5 Satz 2 GrEStG

T GmbH

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -

Beispiel bisher:

Veräußerung

100%
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Beschluss BFH vom 09.07.2025, Az. II B 13/25 (AdV), BStBl. II 2025, 874

Sachverhalt:

11.03.2024 (Signing); 

Erwerb Anteile an 

grundbesitzender KapG

29.03.2024 (Closing); 

Anteilsübergang nach 

Kaufpreiszahlung

30.05.2024

Finanzamt setzt 

zweimal GrESt fest

+ 14 Tage; keine 

Anzeige

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -
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Beschluss BFH vom 09.07.2025, Az. II B 13/25 (AdV)

Entscheidung BFH:

• Rechtslage ist in Bezug auf die Frage rechtlich 

zweifelhaft, ob bei einem Erwerb von Anteilen, bei 

dem das schuldrechtliche Erwerbsgeschäft und die 

Übertragung zeitlich auseinanderfallen, zweimal 

GrESt festgesetzt werden kann, …

• … wenn dem Finanzamt im Zeitpunkt der 

Festsetzung (30.05.2024) der GrESt nach § 1 Abs. 3 

GrEStG (11.03.2024, Signing) bekannt ist, dass die 

Übertragung der Anteile (29.03.2024, Closing) bereits 

erfolgt ist

Auffassung Finanzamt

S & C gleichzeitig: 
Einleitungssatz                 
§ 1 Abs. 3 führt zu 
Vorrang Anwendung § 1 
Abs. 2a / 2b 

S & C unterschiedlich: 
beide Tatbestände erfüllt; 
Vorrang § 1 Abs. 2a / 2b 
durch § 16 Abs. 4a und 5 
hergestellt

• Eine zeitliche Beschränkung des 

Einleitungssatz des § 1 Abs. 3 GrEStG lässt 

sich der Formulierung nicht entnehmen;

• Zweifelhaft, ob und inwieweit der Weg über     

§ 16 Abs. 4a, 5 GrEStG den § 1 Abs. 3 

GrEStG einschränkt

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -

BStBl. II 2025, 874
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Beschluss BFH vom 16.09.2025, Az. II B 23/25 (AdV) 

BStBl. II 2025, 876

Entscheidung BFH:

• Keine AdV, da der Einspruch gegen den Bescheid 

nach § 1 Abs. 2b GrEStG eingelegt wurde

• Die Aufhebung oder Änderung der Steuerfestsetzung 

nach § 1 Abs. 2a oder Abs. 2b GrEStG ist nach dem 

eindeutigen Gesetzeswortlaut des § 16 Abs. 4a 

GrEStG nicht vorgesehen

Beschluss BFH vom 27.10.2025, Az. II B 47/25 (AdV) 

BStBl. II 2026, 85

Entscheidung BFH:

• AdV, da der Einspruch gegen den Bescheid nach                   

§ 1 Abs. 3 GrEStG eingelegt wurde

• Vorinstanz FG Baden-Württemberg

• Begründung identisch zum Verfahren Az. II B 13/25 

(AdV)

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -
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Der Wortlaut des geplanten § 1 Abs. 3b GrEStG-E lautet:

„Absatz 2a oder Absatz 2b gilt nicht, soweit Anteile in Erfüllung eines Rechtsgeschäfts im Sinne des 

Absatz 3 Nummer 1 oder Nummer 3 oder des Absatz 3a nach Abschluss dieses Rechtsgeschäfts 

übergehen oder die Anteile nach Absatz 3 Nummer 2 oder Nummer 4 oder nach Absatz 3a 

übergehen.“ 

 In § 1 Abs. 3 und 3a GrEStG zur Anteilsvereinigung wird im Gegenzug das jeweilige „soweit eine 

Besteuerung nach den Absätzen 2a und 2b nicht in Betracht kommt“ gestrichen.

Vorgesehene Änderungen 

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -
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Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden KapG auf 
einen Erwerber; Signing: 2.10.2026 / Closing: 1.02.2027

Lösung Neu

• Anteile gehen nach Abschluss des Rechtsgeschäfts (Signing) über

• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing 

• Keine Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings

Hinweise: 
• Steuerschuldner § 13 Nr. 5 GrEStG-E (Signing): 

Veräußerin, Erwerber und grundbesitzende Gesellschaft (T-GmbH)
• Anzeigeplichten für alle Steuerschuldner (Frist neu: 1 Monat)

• Übernahme GrESt durch T-GmbH = sofortabzugsfähige BA und keine vGA

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -

T GmbH

Beispiel neu:

Veräußerung

100%
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• Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden KapG 
auf einen Erwerber

• Signing: 2.10.2026 / Closing: 1.02.2027
• Im Zeitraum zwischen Signing und Closing kommt ein weiteres 

Grundstück hinzu
Lösung Neu

• Anteile gehen nach Abschluss des Rechtsgeschäfts (Signing) über

• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing 
(2.10.2026), aber nur für ein Grundstück!

• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings 
(1.02.2027) für das zuerworbene Grundstück

Beispiel neu 

„Grundstücksänderung“:

A GmbH

Veräußerung

100%

Gesetzesbegründung verkennt, dass auch hier ein Fall des § 1 Absatz 3 Nummer 
2 oder4 GrEStG vorliegt (BFH 12.7.1971 – Az. II R 81/65, BStBl. II 1972, 913)

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -



39© 2026 – Stefan Behrens

Hinweise: 

• Steuerschuldner § 13 Nr. 5 GrEStG-E (Signing): 

Veräußerin, Erwerberin und grundbesitzende Gesellschaft (A-GmbH)

• Steuerschuldner § 13 Nr. 7 GrEStG (Closing)

Nur die grundbesitzende Gesellschaft (A-GmbH)

• Anzeigeplichten (Signing) für alle Steuerschuldner (Frist neu: 1 Monat), 

für Closing nur A-GmbH 

Beispiel neu 

„Grundstücksänderung“:

A GmbH

Veräußerung

100%

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -
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Fall: Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden 
KapG auf zwei Erwerber je zur Hälfte - Signing: 2.10.2026 / Closing: 
1.02.2027

Lösung Neu

• Anteile gehen nach Abschluss des Rechtsgeschäfts (Signing) über

• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing
(2.10.2026) nicht möglich, da kein Erwerber mind. 90% auf sich vereinigt!

• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings
• Steuerschuldner § 13 Nr. 7 GrEStG (Closing)

Nur die grundbesitzende Gesellschaft (T-GmbH)
• Anzeigeplichten für Steuerschuldner (Frist neu: 1 Monat)

• GrESt muss durch T-GmbH übernommen werden = sofortabzugsfähige
BA und keine vGA

Beispiel neu      

„mehrere Erwerber“:

Veräußerung

A GmbH

100% 50% 50%

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -
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Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden KapG auf einen 
Erwerber; Signing: 2.6.2026 / Closing: 1.02.2027

Lösung nach bisherigem Recht

• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing (2.6.2026)

• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings (1.2.2027)

• Aufhebung Festsetzung § 1 Abs. 3 GrEStG, wenn beide Vorgänge fristgerecht & in 
allen Teilen vollständig angezeigt wurden (§ 16 Abs. 4a und Abs. 5 Satz 2 GrEStG

Übergangsregelung 

• § 23 Abs. 28 GrEStG-E: 

Anwendung des neuen Rechts nach dem Tag der Verkündung

• § 23 Abs. 29 GrEStG-E

Anwendung des neuen Rechts (Umkehr der Subsidiarität auch für diesen Fall) –

sehr günstige Regelung für die Praxis!

Beispiel neu                            

„Übergangsregelung“

T GmbH

Veräußerung

100%

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Übergangsregelung / Anwendung neues Recht -
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• Folgeänderung dahingehend, dass zukünftig auch in den Fällen einer Anteilsvereinigung oder -übertragung 

die grundbesitzende Gesellschaft selbst Steuerschuldnerin sein soll

• nach Gesetzesbegründung soll hiermit das Steueraufkommen durch den fortbestehenden Zugriff auf die 

grundbesitzende Gesellschaft gesichert werden, wenn zukünftig bisherige Anwendungsfälle des § 1 Abs. 2a 

oder 2b GrEStG als Anteilsvereinigung besteuert werden.

• Finanzverwaltung wird für den Zugriff auf den Käufer, Verkäufer oder die grundbesitzende Gesellschaft nach 

pflichtgemäßem Ermessen vorgehen müssen

• Ertragsteuerlich kann bei einer vertraglichen Regelung zur Übernahme der GrESt durch die 

grundbesitzende Gesellschaft nicht mehr von einer vGA ausgegangen werden. Die Gesellschaft kann durch 

die eigene Steuerschuldnerschaft die GrESt als sofortabzugsfähige BA behandeln.

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Steuerschuldnerschaft -



Vielen Dank für Aufmerksamkeit



Aktuelles aus Umwandlung, 
Umstrukturierung und Grunderwerbsteuer

Stefan Behrens
Fachprüfer für Umwandlungen und /-umstrukturierungen in der              

Groß- und Konzernbetriebsprüfung des Landes Schleswig-Holstein 

Mai 2026
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Stefan Behrens
Betriebsprüfer bei der Groß- und Konzernbetriebsprüfung Schleswig-Holstein 

Fachprüfer und Ansprechpartner für                                                    
Umwandlungssteuerrecht und Umstrukturierungen
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01 „unentgeltliche“ Übertragung von Einzelwirtschaftsgütern

02 Vergünstigungen §§ 16 Absatz 4 und 34 EStG bei 
Sperrfristverstoß gemäß § 22 Absatz 1 UmwStG im ersten Jahr

03 Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer

Agenda



01 – „unentgeltliche“ Übertragung 
von Einzelwirtschaftsgütern
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

§ 6 Absatz 5 Satz 1 und 2 EStGÜ     
B
E
R
F
Ü
H
R
U
N
G    

Abgebendes Vermögen

Betriebsvermögen (BV) eines 
Steuerpflichtigen

Sonder-BV eines Stpfl.

Sonder-BV eines Stpfl.

Kein Rechtsträgerwechsel

Übernehmendes Vermögen
anderes BV desselben 
Steuerpflichtigen

BV desselben Steuerpflichtigen 
(oder umgekehrt)

anderes Sonder-BV desselben 
Stpfl.

• Keine Rechtsgeschäfte möglich; Verbindlichkeiten/Rückstellungen folgen dem Wirtschaftsgut
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

    Ü     
    B
    E
    R
    T
    R
    A
    G
    U
    N
    G    

Abgebendes Vermögen

Betriebsvermögen eines 
Mitunternehmers (MU)

Sonder-BV eines MU

Sonder-BV eines MU

Gesamthandsvermögen 
einer Mitunternehmerschaft

Übernehmendes Vermögen
Gesamthandsvermögen einer 
Mitunternehmerschaft (und umgekehrt)

Gesamthandsvermögen dieser oder einer 
anderen Mitunternehmerschaft (und umgekehrt)

Sonder-BV eines anderen MU derselben 
Mitunternehmerschaft

Gesamthandsvermögen einer anderen 
Mitunternehmerschaft; dieselben identisch 
beteiligten Mitunternehmer

Rechtsträgerwechsel
§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 bis 4 EStG
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

    Ü     
    B
    E
    R
    T
    R
    A
    G
    U
    N
    G    

§ 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 bis 4 EStG

• Übertragungsvorgänge setzen voraus, dass diese …

• … gegen Gewährung / Minderung von 
Gesellschaftsrechten (Nummern 1 und 2)… 

• … oder unentgeltlich (Nummern 1 bis 4)…

… erfolgen.

Vermeidung Realisierung 
schenkungssteuerlicher Sachverhalte;
Gestaltungsmöglichkeit „Errichtung 
PersG“ außerhalb von § 24 UmwStG

unentgeltlich
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

    Ü     
    B
    E
    R
    T
    R
    A
    G
    U
    N
    G    

unentgeltlich

KG I KG II

2/3 1/2 1/21/3

Vermietung an KG I; 
Vorlage SBV

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

Grund & Boden und Gebäude werden zum Buchwert (500 T€) 
an die KG II verkauft (Verkehrswert 2.500 T€)
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

unentgeltlichBFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

Ab dem ersten            Splittung in einen…

… entgeltlichen Teil:
• Entgeltlichkeitsquote                                

(Relation Entgelt zu Verkehrswert)
• anteilige Berücksichtigung des Buchwerts
• Veräußerungspreis 500 T€ abzgl. 

anteiligem Buchwert (20% von 500 T€) =
400 Gewinn 

… unentgeltlichen Teil:
• Anwendung § 6 Absatz 5 Satz 3 EStG
• Buchwertfortführung für 400 T€

Strenge 
Trennungstheorie

Entgelthöhe und Buchwert WG bestimmen Folgen…

BW Entgelt Entgelt bis zum Buchwert:
vollumfänglich § 6 Absatz 5 
Satz 3 EStG

Sobald Entgelt > Buchwert 
Aufteilung in entgeltlichen 
und unentgeltlichen Vorgang 
(Zuordnung Buchwert voll 
zum entgeltlichen Vorgang) 

Entgelt = Verkehrswert > Buchwert; 
voll entgeltliches Geschäft

Modifizierte 
Trennungstheorie
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23 Strenge 
Trennungstheorie

Modifizierte 
Trennungstheorie

BFH
• der modifizierten Trennungstheorie ist der Vorzug zu geben. Dieses…

• … ergibt sich zwar nicht aus dem Wortlaut…
• … und auch nicht aus den rechtssystematischen Überlegungen…, 
• … aber aus dem Sinn und Zweck der Vorschrift (teleologische Reduktion)

• Analogie zu § 6 Absatz 3 EStG und § 16 Absatz 1 EStG herstellen
• Erleichterungen für Umstrukturierung bei Mitunternehmerschaften
• Durchbrechung des Subjektsteuerprinzips in Kauf zu nehmen
• „Steuervereinfachung“; bei strenger Trennungstheorie aufwendige und                        

streitanfällige Wertermittlung notwendig
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• BFH-Urteil (bislang) nicht im BStBl. II veröffentlicht

• Gesetzgeber sieht einen grundliegenden Unterschied bei der Frage der Begünstigung des Transfers von
„ertragsteuerlichen Sachgesamtheiten“ und „Einzelwirtschaftsgütern“

• Teleologische Reduktion bei § 6 Absatz 5 EStG…
• … da war doch was: Körperschaftsklauseln § 6 Absatz 5 Satz 5 + 6 EStG

• Reaktion der Verwaltung: Anpassung des Gesetzes auf vorherige verwaltungsseitige Auffassung
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• Grundstück aus dem SBV der Mitunternehmerin         wird an die 
Mitunternehmerschaft unterjährig veräußert

• Buchwert 500
• Verkehrswert 420

• nach BFH-Ansicht: da Veräußerungspreis unterhalb des Buchwerts 
liegt, ist von einem Fall des § 6 Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 EStG 
auszugehen; zwingend Buchwertfortführung

• Keine Verlustrealisation bei der Mitunternehmerin
• Übergang stille Lasten auf Mitunternehmerschaft

Was wären denn die Folgen bei „Übernahme des Urteils“?

KG I

Je 50%
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• Vorjahre (2022): Anteil an KapG aus dem SBV der Mitunternehmerin         
wurde an die Mitunternehmerschaft unterjährig veräußert

• Buchwert    500 T€
• Verkehrswert 2.500 T€
• Entgelt    500 T€

• eine Aufteilung in einen entgeltlichen und unentgeltlichen Teil wurde 
nicht vorgenommen; keine Bildung von Ergänzungsbilanzen                           
(§ 6 Absatz 5 Satz 4 EStG)

• 2025: Formwechsel der Mitunternehmerschaft in eine 
Kapitalgesellschaft (Umwandlung zum Buchwert)

KG I

Je 50%

GmbH

Anteil 
KapG

Was wären denn die Folgen bei „Übernahme des Urteils“?
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Transfer von Einzelwirtschaftsgütern

BFH vom 11.12.2025, Az. IV R 17/23

• Lösung „Auffassung Finanzverwaltung“
• Umwandlung innerhalb Sperrfrist führt zum rückwirkenden 

Teilwertansatz für Transfer Anteil KapG aus dem SBV ins GHV
• Änderung aber nur soweit damals eine unentgeltliche Übertragung 

vorlag (80%); damalig „vergessener“ entgeltlicher Teil nicht mehr 
änderbar (§ 175 Abs. 1 Nr. 2 AO)Je 50%

GmbH

• Lösung „BFH“
• Umwandlung innerhalb Sperrfrist führt zum rückwirkenden 

Teilwertansatz für Transfer Anteil KapG aus dem SBV ins GHV
• da damaliger Transfer vollständig unentgeltlich erfolgt ist, können 

nunmehr sämtliche stille Reserven im KapG-Anteil aufgedeckt werden

Anteil 
KapG

Was wären denn die Folgen bei „Übernahme des Urteils“?



02 – Vergünstigungen des § 16 Absatz 4 EStG und des
§ 34 EStG bei Sperrfristverstoß im ersten Jahr
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

KapG PersG

Einbringende

Übern. 
KapG

• Einbringung ertragsteuerliche Sachgesamtheit in KapG gegen 
Gewährung neuer Anteile (§ 20 Absatz 1 UmwStG)

• grundsätzlich gemeiner Wert
• bei Erfüllung entsprechender Voraussetzungen (kein negatives 

Vermögen; Sicherstellung der Besteuerung mit KSt; kein Verlust / 
Einschränkung deutscher Besteuerungsrechte; sonstige 
Gegenleistungen bleiben „im Rahmen“) Buchwert oder 
Zwischenwert möglich

• § 20 Absatz 3 UmwStG: Ansatz bei übernehmender KapG 
entspricht Veräußerungspreis beim Einbringenden
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

KapG PersG

Einbringende

Übern. 
KapG

Konsequenz bei Buchwert- oder Zwischenwertansatz:
• Entstehen sperrfristbehafteter Anteile aufgrund eintretender 

Statusverbesserung

• Dauer Sperrfrist: 7 Jahre ab steuerlichem Übertragungsstichtag

• bei Verstoß gegen Sperrfrist (Veräußerung sperrfristbehafteter 
Anteile) rückwirkende Ermittlung Einbringungsgewinn I 

• je vollständig abgelaufenes Zeit-Jahr Minderung 
Einbringungsgewinn I um jeweils ein Siebtel 

§ 22 Absatz 1 UmwStG
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

Sperrfristverstoß im ersten Zeit-Jahr (anhängiges BFH-Verfahren, Az. X R 14/25)

• Auffassung Finanzverwaltung
• § 22 Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz: § 16 Absatz 4 und § 34 des EStG sind nicht anzuwenden.
• Rn. 22.07 UmwStE 02.01.2025: § 16 Absatz 4 und 34 EStG sind auch dann nicht anzuwenden, 

wenn der Sperrfristverstoß innerhalb des ersten Zeit-Jahres nach dem steuerlichen 
Übertragungsstichtag erfolgt

28.08.2019: rückwirkender Formwechsel 
Partnerschaftsgesellschaft in GmbH

01.01.2019: steuerlicher 
Übertragungsstichtag

01.01.2020: Verkauf 
sämtlicher GmbH-Anteile



19© 2026 – Stefan Behrens

Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

Sperrfristverstoß im ersten Zeit-Jahr (anhängiges BFH-Verfahren, Az. X R 14/25)

• Strittige Punkte
• „Fristenberechnung“ § 22 Absatz 1 Satz 3 UmwStG

• Beginn der Frist: steuerlicher Übertragungsstichtag (01.01.2019: Einbringungszeitpunkt gemäß     
§ 20 Absatz 5 und 6 UmwStG) oder dem steuerlichen Übertragungsstichtag nachfolgender Tag 
(02.01.2019; Auffassung Finanzgericht (FG) Niedersachsen)

• Anwendung § 16 Absatz 4 EStG und § 34 EStG
• FG Niedersachsen: teleologische Reduktion § 22 Absatz 1 Satz 1, 2. Halbsatz UmwStG

• bei „voller“ Einbringungsgewinn I – Besteuerung keine Statusverbesserung, keine 
Verschiebung stiller Reserven vom ESt- in das KSt-Regime

• Ungleichbehandlung § 20 Absatz 4 UmwStG – Sachverhalte und § 22 Absatz 1 Satz 1, 2. 
Halbsatz UmwStG – Sachverhalte, bei Veräußerung im ersten Zeit-Jahr 
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Vergünstigungen §§ 16, 34 EStG trotz Sperrfristverstoß

„Hoffnung“ und weitere Aspekte
• Frage der teleologischen Reduktion wird durch BFH aufgrund „Fristenberechnung § 22 Absatz 1 Satz 3 

UmwStG“ nicht offen belassen

• Schädliche Veräußerung nach Ablauf des ersten Zeit – Jahres: mangels Besteuerung sämtlicher stiller 
Reserven im Einbringungsgewinn keine teleologische Reduktion denkbar

• Nicht vollständige Veräußerung sämtlicher sperrfristbehafteter Anteile: anteilige Veräußerung 
sperrfristbehafteter Anteile führt auch „nur“ zur anteiligen Besteuerung eines Einbringungsgewinns I

• Vorsicht: Mitverstrickung von Anteilen nach § 22 Absatz 7 UmwStG 



03 – Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
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• Regierungsentwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes und zur 
Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (9. StBerGÄndG) wurde am 14. Januar 2026 vom 
Kabinett verabschiedet. 

• Der RegE sieht diverse grunderwerbsteuerliche Änderungen vor
• 06. März 2026: Stellungnahme Bundesrat zum Regierungsentwurf
• 19. März 2026: erste Beratung im Bundestag
• 24. März 2026: Zustimmung durch den Bundestag

• 08. Mai 2026: Ablehnung durch den Bundesrat

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer

Vermittlungsausschuss ?
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§ 18 GrEStG § 19 GrEStG
Anzeigende Notare, Gerichte, Behörden Steuerschuldner
Anzeigefrist Innerhalb von 14 Tage nach 

Beurkundung
Innerhalb von 14 Tagen* / 

Monat nach 
Kenntniserlangung

Rechtliche 
Einordnung

Mitteilung 
(§ 18 Abs. 1 S. 1 GrEStG)

Steuererklärung 
(§ 19 Abs. 5 GrEStG)

Festsetzungsfrist 4 Jahre 4 Jahre
Anlaufhemmung nein Ja 

(§ 170 Abs. 2 Nr. 1 AO)

Sind mehrere Beteiligte anzeigepflichtig, befreit die „ordnungsgemäße“ 
Anzeige eines Beteiligten alle anderen Beteiligten von der Anzeigepflicht.

* § 19 Abs. 3 GrEStG-E 
Einheitliche Frist von               
einem Monat1

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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       § 20 Abs. 1 GrEStG
• Name oder Wirtschafts-ID von Veräußerer und 

Erwerber
• Bezeichnung Grundstück (Grundbuch, 

Kataster, Straße, Hausnummer)
• Größe des Grundstücks und Art der Bebauung 
• Bezeichnung des Vorgangs, Tag der 

Beurkundung, Genehmigung
• Kaufpreis oder sonstige Gegenleistung 
• Namen und Anschrift der Urkundsperson

§ 20 Abs. 2 GrEStG – zusätzlich bei Anzeigen, 
die sich auf Shares beziehen
•Firma, 
•Ort der Geschäftsführung, 
•Wirtschafts-ID der grundbesitzenden    
Gesellschaft

•Steuernummer 
•Bezeichnung der Anteile 
•bei mehreren beteiligten Rechtsträger eine 
Beteiligungsübersicht

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten §§ 18 - 20 GrEStG – BFH-Urteile (1) -

BFH vom 22.10.2025 – II R 24/22
• Notar übersendet eine beglaubigte und eine einfache Ablichtung einer Vertragsurkunde (Anteilskaufvertrag) an

das Finanzamt (Körperschaftsteuer-Veranlagungsstelle)
• Notar bittet um Weiterleitung der einfachen Ablichtung an die Grunderwerbsteuer

(Hinweis: erfolgte jedoch nicht)
• Grundbesitz (mehrere Grundstücke) war hinsichtlich Kataster, Straße und Größe nicht bezeichnet

• Unabhängig von Grundstücks- oder Anteilskaufverträgen sind die Angaben nach § 20 GrEStG notwendig
• Die Nichtangabe des Grundstücks nach Grundbuch, Kataster, Straße und Hausnummer sowie Größe

des Grundstücks, Art der Bebauung führt zu keiner die Anlaufhemmung beendende Wirkung für die
Festsetzungsfrist

• offen gelassen: Ist die „Bitte“ der Weiterleitung der Anzeige an die GrESt-Stelle ausreichend
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BFH vom 8.10.2025 – II R 22/33
• Hat der Notar die Anzeige eines grunderwerbsteuerpflichtigen Rechtsvorgangs nach § 18 Abs. 3 Satz 1 

GrEStG nicht fristgemäß erstattet, ist ihm keine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand nach § 110 AO in 
die versäumte Frist zu gewähren.

• Nach Ablauf der Anzeigefrist kommt eine rückwirkende Fristverlängerung nach § 109 Abs. 1 Satz 2 AO 
(analog) zur erstmaligen Erstattung einer Anzeige nicht in Betracht. 

BFH vom 8.10.2025 – II R 20/33
• Hat ein Steuerschuldner einen der Grunderwerbsteuer unterliegenden Rechtsvorgang mangels Wissens um 

die Steuerpflicht nicht nach § 19 Abs. 3 GrEStG rechtzeitig angezeigt, ist ihm keine Wiedereinsetzung in den 
vorherigen Stand nach § 110 AO wegen der versäumten Frist zu gewähren.

• Nach Ablauf der Anzeigefrist kommt eine rückwirkende Fristverlängerung nach § 109 Abs. 1 AO (analog) zur 
erstmaligen Erstattung der Anzeige weder für den Steuerschuldner noch für den Notar in Betracht. 

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten §§ 18 - 20 GrEStG – BFH-Urteile (2) - 
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Mögliche Konsequenzen der Nichtanzeige
• leichtfertige Steuerverkürzung nach § 378 AO (BFH vom 16.05.2023 – II R 35/20 = Leichtfertige 

Steuerverkürzung durch unterlassene Anzeige bei der Grunderwerbsteuer)

• der Stpfl. hat durch die Nichtabgabe der Steuererklärung und Versäumung der Abgabefrist selbst 
verursacht, dass die Steuer nicht rechtzeitig festgesetzt werden konnte (vgl. AO-Kommentar 
Tipke/Kruse zu § 169 AO)

• Täter einer leichtfertigen Steuerverkürzung kann der Schuldner der Grunderwerbsteuer sein, nicht 
aber der Notar, der eine Anzeigepflicht nach § 18 GrEStG verletzt. Der Notar ist weder Stpfl. noch 
nimmt er im Hinblick auf die Anzeigepflicht Angelegenheiten des Stpfl. wahr.

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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• Nach § 152 AO ist für jede StErkl. die verspätet eingereicht wird, automatisch ein Verspätungszuschlag in 
Höhe von 0,25 % (§ 152 Abs. 5 AO) der Steuerschuld pro angefangenen verspäteten Monat erhoben.

• Nach § 152 Abs. 10 AO darf der Verspätungszuschlag pro StErkl. den Betrag von 25.000 Euro nicht 
überschreiten.

Eckdaten

Beispiel

Am 2.10.2017 kauft A die S-GmbH in Berlin. Grundbesitzwerte: 5 Mio. Euro. Der Kauf wurde nicht dem 
zuständigen FA angezeigt und am 3.9.2020 „entdeckt“. Grunderwerbsteuer 6% = 300.000 Euro

Ab dem 16.10.2017 ist ein Verspätungszuschlag zu berechnen. Zeitraum: 16.10.2017 bis 3.9.2020

Berechnung: 300.000 * 0,25 % * 36 Monate 

Verspätungszuschlag: 27.000 Euro (Begrenzung § 152 Abs. 10 AO auf 25.000 Euro)

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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• Nach § 152 Abs. 6 AO beträgt der Verspätungszuschlag für verspätet eingereichte 
Feststellungserklärungen für jeden angefangenen Verzugsmonat 25 Euro.

Eckdaten

Beispiel

Am 2.10.2017 kauft A die S-GmbH in Berlin. Grundbesitzwerte: 5 Mio. Euro. Der Kauf wurde nicht dem 
zuständigen FA angezeigt und am 3.9.2020 „entdeckt“. Da mehrere Grundstücke betroffen sind, erfolgt eine 
gesonderte Feststellung für alle betroffenen Grundstücke. Grunderwerbsteuer 6 % = 300.000 Euro

Ab dem 16.10.2017 ist ein Verspätungszuschlag zu berechnen:
Zeitraum: 16.10.2017 bis 3.9.2020
Berechnung: 36 Monate * 25 Euro
Verspätungszuschlag:     900 Euro

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -
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• Einführung eines § 19 Abs. 6 GrEStG
• Nichtanwendung des § 152 Abs. 6 AO für

Feststellungsfälle

• Nichtanwendung des § 152 Abs. 10 AO
(Aufhebung der Begrenzung der Höhe)

• Erstmalige Anwendung auf Erwerbsvorgänge,
die nach dem 28.12.2020 verwirklicht werden
(§ 23 Abs. 17 GrEStG)

Art. 32 JStG 2020 (BGBl 2020, 3096) 

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Anzeigepflichten und deren Bedeutung -

Eine Bp stellt einen steuerbaren Vorgang am 30.06.2029 
fest. Die GrESt beläuft sich auf 500.000 Euro. Der 
Vorgang hätte bis spätestens 1.3.2024 angezeigt werden 
müssen. 

• Ab dem 1.3.2024 ist ein Verspätungszuschlag zu
berechnen:
• Zeitraum: 1.3.2024 bis 30.06.2029
• Berechnung: 63 Monate * 0,25 % * 500.000 Euro

• Verspätungszuschlag:  78.750 Euro

Beispiel
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Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 

Vorschrift Thema Vorgeschlagene Änderung
§ 1 Absatz 3 
und 3a GrEStG

(wirtschaftliche) Anteilsvereinigung 
und Übertragung vereinigter Anteile

Aufgabe der Subsidiarität des § 1 Absatz 2a und    
§ 1 Absatz 2b GrEStG

§ 1 Absatz 3b 
GrEStG

„Anwendungsreihenfolge“ Share-
Deal- Tatbestände

Ausschluss der Anwendung von § 1 Absatz 2a und 
§ 1 Absatz 2b GrEStG bei vorheriger 
Anteilsvereinigung / Übertragung vereinigter Anteile

§ 16 Absatz 4a 
und Absatz 5 
Satz 2 GrEStG

„Verfahrensvorschrift“ Signing & 
Closing – Thematik

Streichung der Vorschrift (Konsequenz aus 
Anpassung § 1 Absatz 3 – 3b GrEStG)

§ 13 Nummer 5 
und Nummer 8 
GrEStG

Steuerschuldnerschaft bei 
(wirtschaftlicher) Anteilsvereinigung 
und Übertragung vereinigter Anteile

Erweiterung des Kreises der Steuerschuldnerschaft 
um die grundbesitzende Gesellschaft, die damit 
auch zur Anzeige verpflichtet ist
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• Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden
Kapitalgesellschaft auf einen Erwerber

• Signing: 2.10.2023 (Verpflichtungsgeschäft)
• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing

• Closing: 1.02.2024 (Erfüllungsgeschäft)
• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des

Closings

Lösung – § 16 Abs. 4a GrEStG 
• Auf Antrag Aufhebung der Festsetzung zum Zeitpunkt des Signing,

wenn beide Vorgänge ordnungsgemäß angezeigt wurden -
§ 16 Abs. 5 Satz 2 GrEStG

T GmbH

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -

Beispiel bisher:

Veräußerung

100%
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Beschluss BFH vom 09.07.2025, Az. II B 13/25 (AdV), BStBl. II 2025, 874

Sachverhalt:

11.03.2024 (Signing); 
Erwerb Anteile an 

grundbesitzender KapG

29.03.2024 (Closing); 
Anteilsübergang nach 

Kaufpreiszahlung

30.05.2024
Finanzamt setzt 

zweimal GrESt fest

+ 14 Tage; keine 
Anzeige

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 
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Beschluss BFH vom 09.07.2025, Az. II B 13/25 (AdV)

Entscheidung BFH:

• Rechtslage ist in Bezug auf die Frage rechtlich 
zweifelhaft, ob bei einem Erwerb von Anteilen, bei 
dem das schuldrechtliche Erwerbsgeschäft und die 
Übertragung zeitlich auseinanderfallen, zweimal 
GrESt festgesetzt werden kann, …

• … wenn dem Finanzamt im Zeitpunkt der 
Festsetzung (30.05.2024) der GrESt nach § 1 Abs. 3 
GrEStG (11.03.2024, Signing) bekannt ist, dass die 
Übertragung der Anteile (29.03.2024, Closing) bereits 
erfolgt ist

Auffassung Finanzamt

S & C gleichzeitig: 
Einleitungssatz                 
§ 1 Abs. 3 führt zu 
Vorrang Anwendung § 1 
Abs. 2a / 2b 

S & C unterschiedlich: 
beide Tatbestände erfüllt; 
Vorrang § 1 Abs. 2a / 2b 
durch § 16 Abs. 4a und 5 
hergestellt

• Eine zeitliche Beschränkung des 
Einleitungssatz des § 1 Abs. 3 GrEStG lässt 
sich der Formulierung nicht entnehmen;

• Zweifelhaft, ob und inwieweit der Weg über     
§ 16 Abs. 4a, 5 GrEStG den § 1 Abs. 3 
GrEStG einschränkt

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 

BStBl. II 2025, 874
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Beschluss BFH vom 16.09.2025, Az. II B 23/25 (AdV) 
BStBl. II 2025, 876

Entscheidung BFH:

• Keine AdV, da der Einspruch gegen den Bescheid 
nach § 1 Abs. 2b GrEStG eingelegt wurde

• Die Aufhebung oder Änderung der Steuerfestsetzung 
nach § 1 Abs. 2a oder Abs. 2b GrEStG ist nach dem 
eindeutigen Gesetzeswortlaut des § 16 Abs. 4a 
GrEStG nicht vorgesehen

Beschluss BFH vom 27.10.2025, Az. II B 47/25 (AdV) 
BStBl. II 2026, 85

Entscheidung BFH:

• AdV, da der Einspruch gegen den Bescheid nach                   
§ 1 Abs. 3 GrEStG eingelegt wurde

• Vorinstanz FG Baden-Württemberg

• Begründung identisch zum Verfahren Az. II B 13/25 
(AdV)

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 
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§Der Wortlaut des geplanten § 1 Abs. 3b GrEStG-E lautet:
„Absatz 2a oder Absatz 2b gilt nicht, soweit Anteile in Erfüllung eines Rechtsgeschäfts im Sinne des 
Absatz 3 Nummer 1 oder Nummer 3 oder des Absatz 3a nach Abschluss dieses Rechtsgeschäfts 
übergehen oder die Anteile nach Absatz 3 Nummer 2 oder Nummer 4 oder nach Absatz 3a 
übergehen.“ 

§ In § 1 Abs. 3 und 3a GrEStG zur Anteilsvereinigung wird im Gegenzug das jeweilige „soweit eine 
Besteuerung nach den Absätzen 2a und 2b nicht in Betracht kommt“ gestrichen.

Vorgesehene Änderungen 

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 
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Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden KapG auf 
einen Erwerber; Signing: 2.10.2026 / Closing: 1.02.2027
Lösung Neu
• Anteile gehen nach Abschluss des Rechtsgeschäfts (Signing) über
• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing 
• Keine Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings

Hinweise: 
• Steuerschuldner § 13 Nr. 5 GrEStG-E (Signing): 

Veräußerin, Erwerber und grundbesitzende Gesellschaft (T-GmbH)
• Anzeigeplichten für alle Steuerschuldner (Frist neu: 1 Monat)
• Übernahme GrESt durch T-GmbH = sofortabzugsfähige BA und keine vGA

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 

T GmbH

Beispiel neu:

Veräußerung

100%
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• Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden KapG 
auf einen Erwerber

• Signing: 2.10.2026 / Closing: 1.02.2027
• Im Zeitraum zwischen Signing und Closing kommt ein weiteres 

Grundstück hinzu
Lösung Neu
• Anteile gehen nach Abschluss des Rechtsgeschäfts (Signing) über
• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing 
(2.10.2026), aber nur für ein Grundstück!

• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings 
(1.02.2027) für das zuerworbene Grundstück

Beispiel neu 
„Grundstücksänderung“:

A GmbH

Veräußerung

100%

Gesetzesbegründung verkennt, dass auch hier ein Fall des § 1 Absatz 3 Nummer 
2 oder4 GrEStG vorliegt (BFH 12.7.1971 – Az. II R 81/65, BStBl. II 1972, 913)

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 
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Hinweise: 
• Steuerschuldner § 13 Nr. 5 GrEStG-E (Signing):

Veräußerin, Erwerberin und grundbesitzende Gesellschaft (A-GmbH)
• Steuerschuldner § 13 Nr. 7 GrEStG (Closing)

Nur die grundbesitzende Gesellschaft (A-GmbH)
• Anzeigeplichten (Signing) für alle Steuerschuldner (Frist neu: 1 Monat),

für Closing nur A-GmbH

Beispiel neu 
„Grundstücksänderung“:

A GmbH

Veräußerung

100%

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… -
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Fall: Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden 
KapG auf zwei Erwerber je zur Hälfte - Signing: 2.10.2026 / Closing: 
1.02.2027
Lösung Neu
• Anteile gehen nach Abschluss des Rechtsgeschäfts (Signing) über
• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing 

(2.10.2026) nicht möglich, da kein Erwerber mind. 90% auf sich vereinigt!
• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings 
• Steuerschuldner § 13 Nr. 7 GrEStG (Closing)

Nur die grundbesitzende Gesellschaft (T-GmbH)
• Anzeigeplichten für Steuerschuldner (Frist neu: 1 Monat)
• GrESt muss durch T-GmbH übernommen werden = sofortabzugsfähige 

BA und keine vGA

Beispiel neu                            
„mehrere Erwerber“:

Veräußerung

A GmbH

100% 50% 50%

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- … ein Lebenssachverhalt, ein steuerbarer Vorgang… - 
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Übergang von mind. 90% der Anteile an einer grundbesitzenden KapG auf einen 
Erwerber; Signing: 2.6.2026 / Closing: 1.02.2027
Lösung nach bisherigem Recht
• Festsetzung nach § 1 Abs. 3 GrEStG zum Zeitpunkt des Signing (2.6.2026)
• Festsetzung nach § 1 Abs. 2b GrEStG zum Zeitpunkt des Closings (1.2.2027)
• Aufhebung Festsetzung § 1 Abs. 3 GrEStG, wenn beide Vorgänge fristgerecht & in 

allen Teilen vollständig angezeigt wurden (§ 16 Abs. 4a und Abs. 5 Satz 2 GrEStG
Übergangsregelung 
• § 23 Abs. 28 GrEStG-E: 

Anwendung des neuen Rechts nach dem Tag der Verkündung 
• § 23 Abs. 29 GrEStG-E

Anwendung des neuen Rechts (Umkehr der Subsidiarität auch für diesen Fall) – 
sehr günstige Regelung für die Praxis!

Beispiel neu                            
„Übergangsregelung“

T GmbH

Veräußerung

100%

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Übergangsregelung / Anwendung neues Recht - 
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• Folgeänderung dahingehend, dass zukünftig auch in den Fällen einer Anteilsvereinigung oder -übertragung 
die grundbesitzende Gesellschaft selbst Steuerschuldnerin sein soll

• nach Gesetzesbegründung soll hiermit das Steueraufkommen durch den fortbestehenden Zugriff auf die 
grundbesitzende Gesellschaft gesichert werden, wenn zukünftig bisherige Anwendungsfälle des § 1 Abs. 2a 
oder 2b GrEStG als Anteilsvereinigung besteuert werden.

• Finanzverwaltung wird für den Zugriff auf den Käufer, Verkäufer oder die grundbesitzende Gesellschaft nach 
pflichtgemäßem Ermessen vorgehen müssen

• Ertragsteuerlich kann bei einer vertraglichen Regelung zur Übernahme der GrESt durch die 
grundbesitzende Gesellschaft nicht mehr von einer vGA ausgegangen werden. Die Gesellschaft kann durch 
die eigene Steuerschuldnerschaft die GrESt als sofortabzugsfähige BA behandeln.

Aktuelles aus der Grunderwerbsteuer
- Steuerschuldnerschaft - 



Vielen Dank für Aufmerksamkeit




